
Ein Urteil lässt die
KritikerInnen eines

Mega−Airports wieder
hoffen. Die Regierung

mussbei Bauprojekten die
Interessenvon Natur und

Mensch ernsthaft
berücksichtigen.

(RK) − "Liebe Passagiere, ent-
schuldigen Sie den Mangel an
Komfort. Bedanken Sie sich
bei m Mouvement Ecologique,
dessenGerichtsklage die Moder-
nisierung der Aérogare verzö-
gert hat." Eine ähnliche Aussage
dürfte das Schild enthalten,
das Transportminister Henri
GrethenamliebstenimFindelge-
bäude aufhängen würde. Diese
Methode, jeden Zweifel an Mam-
mutprojekten plattzumachen,
hat Tradition: Marcel Mart hatte
schonindenSiebzigerngedroht,
wenn die AtomgegnerInnen sich
durchsetzten, würden die Lich-
ter bald ausgehen. Diesmal geht
es umdenTraumvom Mega−Air-
port Findel.
I mSommer 1999 begann eine

Kommodo−Prozedur zum Aus-
bau der Aérogare. Die vor allem
vomLärmgeplagten AnrainerIn-
nen befürchteten, dass sich aus
demAusbaunoch mehrFlügeer-
geben würden. Mit Unterstüt-
zung der lokalen "Syndicats
d'initiative" und des Mouvement
Ecologique setzten sie sich zur
Wehr. Auf den öffentlichen
Druckhinversah Umwelt−Staats-
sekretär Eugène Berger seine
Anfang 2000 erteilte Genehmi-
gung mit Einschränkungen wie

einer maximalen Anzahl jährli-
cher Flugbewegungen.
Dennochentschiedensich die

KritikerInnendes Ausbaus dafür,
vor demVerwaltungsgericht ge-
gen die Genehmigung zu klagen.
Zumeinen kritisierten sie, dass
keine Höchstwertefür die Lärm-
belästigung an sich vorgesehen
waren. Zumanderen warfen sie
der RegierungeineSalami−Taktik
vor: ein Bauvorhaben nach dem
anderen werde genehmigt, ohne
dass je eine Gesamti mpaktstu-
die für den Flughafen erstellt
worden wäre.

Bagger gestoppt?
Nun gibt ein Urteil vom 14.

März den KlägerInnen weitge-
hendRecht und macht einneues
Kommodo−Verfahren notwendig,
wie Mouvement Ecologique und
"Syndicats d'initiative" auf einer
Pressekonferenz amDonnerstag
erläuterten. Sie zitierten die Ur-
teilsbegründung, inder es heißt,
das Genehmigungsverfahren ha-
besichzumTeil nurauf denAus-
bau bezogen und nicht auf das
"établissement global concer-
nant sonimpact surl'environne-
ment humainet naturel". Das Ge-
richt ist nicht auf die Argumen-
tation der Regierung eingegan-
gen, Gebäude und Aktivitäten
hingen nicht zusammen − ein
wichtiger Präzedenzfall.
Mouvement Ecologique und

"Syndicats d'initiative" fordern
nun einen umgehenden Stopp
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Sonnenenergie: Wer soll zahlen?
"Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat vergangene
Woche ei n bahnbrechendes Urteil gesprochen, das
auch auf die Energiepolitik i n Luxemburg ei nen direkten
Ei nfl uss hat", hei ßt es i n ei nem Kommuniqué der Grü-
nen−PolitikerI nnen Renée Wagener und Claude Turmes.
Die deutschen Stromkonzerne hatten gegen den Fi nan-
zierungsmodus der Fördertarife für Stromaus erneuer-
baren Energiequellen geklagt. I n Deutschland werden
dabei die Mehrkosten auf alle Stromkunden verteilt. Der
EuGH entschied, dass dies kei ne staatliche Bei hilfe dar-
stellt und damit nicht gegen EU−Recht verstößt.
I n Luxemburg entschied sich Wirtschaftsminister Henri
Grethen auf Druck der I ndustriel obbyfür ei nen anderen
Fi nanzierungsmodus: Der Bonus für die erneuerbaren
Energien, für den sich Umweltmi nister Charles Goerens
stark gemacht hatte, wird direkt aus dessen Umwelt-
fonds fi nanziert. "Bei genauerer Durchsicht des Urteils
des EuGH wird klar, dass dieses Fi nanzierungsmodell
juristisch leicht angreifbar werden kann", so die bei den
Grünen. I hr Rat: das Fördersystemschnellstens auf das
deutsche Modell umstellen.

Castor rollt durch Bannmeile
Ob spontan oder angemeldet: Ei n Rendez−Vous am
Bahngleis ist illegal − an der Bahnstrecke nach Gorleben
herrscht jeweils 50 Meter li nks und rechts neben den
Schienen ei n Versammlungsverbot. Bis zum Ende des
Transports si nd angemeldete Demonstrationen ab dem
27. März, Spontandemos ab dem 24. März untersagt,
teilte die Bezirksregierung Lüneburg mit. Niedersach-
sens I nnenminister Hei ner Bartli ng rechnet damit, dass,
wie bei m Castor−Transport 1997, bundesweit rund
30.000 Polizei beamtei mEinsatz sei n werden.
Unterdessen wurden militante Castor−GegnerI nnen an
den Bahngleisen aktiv und beschädi gten an verschie-
denen Orten die Bahngleise. Für die Demonstration am
Samstag i n Kehl werden mehrere Tausend AKW−Gegne-
rI nnen aus Deutschland und Frankreich erwartet. Für
Sonntag ist am betreffenden Bahnübergang ei n Ak-
ti onstag geplant, auch am Montag und Dienstag steht
für viele " Warten auf den Castor" auf demProgramm.
Laut "sortir du nucléaire" soll ab Montagmorgen der Ca-
stor−Transport von La Hague nach Deutschland l osrol-
len. Um23 Uhr werden die Atommüll behälter i melsäs-
sischen Grenzbahnhof Lauterbourg erwartet.

Kämpfen statt zahlen!
Arbeitskampf oder nicht? Antwort auf diese Frage sol-
len die rund 5.000 Beschäfti gten des Sozial− und Pfle-
gesektors Ende diesen Monats geben. Dann begi nnen
i m ganzen Land die von den Vertragsgewerkschaften
i nitiierten Personalbefragungen. I m Mittel punkt der
Umfrage steht der Kollektivvertrag. Bereits Ende Januar
hatten die Gewerkschaften OGBL und LCGB die Ver-
handl ungen mit dem Patronat über tarifliche Verbesse-
rungen für Beschäfti gte i m privaten Sektor für geschei-
tert erklärt. I hre Begründung: Die Forderungen der Ar-
beitgeberseite seien unakzeptabel. Diese will den Pri-
vatbeamtI nnen den 1999 i m öffentlichen Dienst ei nge-
führten zusätzlichen Urlaubstag vorenthalten und ver-
langt ei nen fi nanziellen Ausgleich für Lohnkosten. Da
sich − trotz grundsätzlicher Zusti mmung zum Kollektiv-
vertrag − die Regierung zuvor geweigert hatte, diese
zu erstatten, fordern die Arbeitgeber den Lohnkostenan-
teil von den Beschäfti gten ei n. "Unverschämt", schi mp-
fen die Gewerkschaften. OGBL und LCGB setzen nun all
i hre Hoffnungen i n die Personal befragungen. "Erst
wenn wir wissen, was die Beschäfti gten wollen, werden
wir auch wissen, was das für den weiteren Arbeits-
kampf hei ßt", sagte Nicole Jemming, Mitglied des Syn-
dikats Erziehung und Wissenschaft des OGBL, gegen-
über der WOXX.

10JAHRE AKUT

Leider nicht überflüssigDie Aktionsgruppefür
Umwelttoxikologiefeiert
ihren 10. Geburtstag. Und
zieht Bilanz: Vieleshat sich
bewegt, Problemegibt es
dennoch nicht wenigere.

bescherte der Aktionsgruppe
prompt mehr Arbeit. "Messenist
nur der Anfang", so Breier, "mit
den Ergebnissen kamen die Leu-
te dann verstärkt zu uns." Ob
Wohngifte, Elektrosmog oder
Amalgam− in betroffenen Krei-
sen sprach sich schnell herum,
dass Akut die Anlaufstelle in
Luxemburgist. "Wir hattenkeine
Ruhe mehr", bekräftigt auch
Jean Huss, Abgeordneter von
Déi Gréng und ebenfalls Grün-
dungsmitgliedvonAkut.

Häufigste Anfrage:
Mobilfunk−Antennen
Als Nachmieter des Grénge-

Spoun zog Akut 1992 in das
"Streckeisen" i m Quartier Bour-
bon. Seit 1995 hat die Organisa-
tion ihren Sitz in der Rue de la
Boucherie: Dort, ein Stockwerk
unter Radio Ara undein Zimmer
hinter "Info Prison", befindet
sich auf ca. 50 Quadratmetern
Luxemburgs Zentrum für Um-
welttoxikologie. Baubiologe Ro-
bert Turpel, Vollzeit−Permanent
der a.s.b.l., betreut nicht nur die
über 1.000 Mitglieder von Akut.
"Bis vor kurzemauf seinempri-
vaten Computer", betont Heng
Breier. Turpel ni mmt pro Woche
ca. 20 telefonische Anfragen
entgegen und empfängt Inter-
essierte, die etwa die kleine
Bibliothekimbescheidenausge-
statteten Akut−Lokal besuchen.
Dem Akut−Mitarbeiter stehen
neun ehrenamtliche Mitglieder
zur Seite.

"In den letzten Monaten nah-
men die Anfragen zum Thema
Handys und Mobilfunk−Antennen
drastisch zu", betont Turpel.
"Leidersind wir nochnicht über-
flüssig geworden", bedauert
Muck Huss und zweifelt nicht
daran, dass Akut in den kom-
mendenJahrengenug Arbeit ha-
ben wird. Ob dasin zehnJahren
zusammengetragene Wissen
über die Gefahren der verschie-
densten Umweltgifte nicht auch
eine Last sein kann? Einige akti-
ve Mitglieder hätteninzwischen
aufhören müssen, so Heng Brei-
er. "Es wurde ihnen zu viel."
Mehr Wissenkönnejedochauch
beruhigen, fügt Robert Turpel
hinzu. "AmAnfang hatteich Pro-
bleme mit der Fülle anInforma-
tionen", räumt Muck Huss ein.
"Inzwischenseheichjedoch, wie
Gefahren vermieden werden
können." Panikmachen oder Hy-
pochonder unterstützen, will
man bei Akut in jedemFall ver-
meiden. "Wir nehmen die Leute
ernst, versuchen jedoch das Ri-
siko zu relativieren", stellt Huss
klar. Man könne nicht ohne Wei-
teres das persönliche Schicksal
auf andereFälle übertragen.
Gänzlich unbedarfte Besuche-

rInnen werden sich dennoch
vielleicht über eine gewisse Ra-
dikalität i mAkut−Lokal wundern.
Neben Rauch− und Handy−Verbot
fällt auf demSchwarzenBrett die
hochkopierte Meldung mit dem
Titel "Peitschenhiebe wegen
Handy i mFlugzeug" auf, in der
das Schicksal eines arabischen
Mobilfunkbesitzers geschildert
wird. Kein Vorschlag zur Nach-
ahmung wie Breier, Huss und
Turpel betonen, "eher eine
AnregungzumNachdenken".

(DW) - "Wir wollen durch
unsere Arbeit dazu beitragen,
dass Luxemburg seine Haltung
in dieser Hinsicht ändert", er-
klärte Mariette Hilgert in der
Ausgabe des GréngeSpoun vom
20. September 1991. Die Präsi-
dentin der soeben gegründeten
Aktionsgruppe für Umwelttoxi-
kologie Akut zählt deren Ziele
auf: Öffentlichkeits− undInforma-
tionsarbeit, politischen Einfluss
üben. Zum Beispiel das Verbot
des Umweltgiftes Pentachlor-
phenol (PCP)i mGroßherzogtum
durchsetzen.
Zehn Jahre später kann der

heutige Präsident und Grün-
dungsmitglied, Heng Breier, eine
stolze Bilanz ziehen. Denn nicht
nur das PCP−Verbot ist inzwi-
schengeltendes RechtinLuxem-
burg. Auch andere Forderungen
vonAkut wurdenumgesetzt: Das
Staatslaboratorium führt inzwi-
schen auf Druck von akut hin
auch Untersuchungen im Hin-
blick auf Umweltgifte durch.
Rund 43 Ärzte nahmen an
einer Weiterbildung im Bereich
Umweltmedizin teil. Und seit
1994 fährt die Umweltambulanz
durchs Land und misst den
Schadstoffgehalt in privaten
Wohnungen, Schulen und Büro-
räumen.
Die Gruppe wird inzwischen

mit rund zwei Millionen LUF im
Jahr finanziell vomStaat unter-
stützt. "Das reicht längst nicht
aus", sagt Heng Breier. Die
Einführung der Umweltambu-
lanz i mGesundheitsministerium

aktuell2
der Bauarbeitenundein Morato-
riumfür alle anderen, das Flug-
hafenareal betreffende Stellung-
nahme. Leider war hierzubis Re-
daktionsschluss keine Reaktion
vondenzuständigen Ministerien
zubekommen.
Es wurdeallerdings vonRegie-

rungsseitei mmer wieder betont,
der Ausbauder Aérogaresei not-
wendig geworden, weil das be-
stehende Gebäude für das der-
zeitige Verkehrsaufkommen zu
klein sei. Die Verzögerungen,
kontert der Mouvement Ecologi-
que, habe sich die Regierung
selbst zuzuschreiben: Sie habe
eine Vergrößerung geplant, die
über die aktuellen Bedürfnisse
hinausgehe und bei m Erteilen
der Genehmigung geltende
Rechtsprinzipien missachtet.
Außerdemsei am13. Februarein
neues Gesetz mit abgeänderten
Ausbauplänen deponiert wor-
den, was so oder so zu einer
neuen Kommodo−Prozedur ge-
führt hätte.
"Das Urteil ermutigt uns, wei-

terzumachen", sagt Blanche
Weber vomMouvement Ecologi-
que. Die Ausbau−KritikerInnen
stellen sich auf neue Herausfor-
derungen ein. Das Ausbau−Pro-
jekt wurde zwar abgeändert,
aber nicht abgespeckt, i m Ge-
genteil. Eine öffentliche Diskus-
sion"Welcher Flughafenfür mor-
gen?", wie sie schon seit Jahren
gefordert wird, ist notwendiger
dennje.


